
 

 

Landesflüchtlingsräte entsetzt über heutige Abschiebung nach Afghanistan 

  

Laut Pressemeldungen ist am frühen Freitagmorgen eine Sammelabschiebung von 28 

Menschen, die Straftaten begangen haben sollen, mit dem Ziel Afghanistan gestartet. 

Die Flüchtlingsräte der Bundesländer verurteilen die Abschiebung scharf. Es ist anzunehmen, 

dass dieser Vollzug in Zusammenarbeit mit den Behörden in Katar, die selbst vielfältiger 

Menschenrechtsverletzungen beschuldigt werden, stattfand. Aber auch eine über Bande 

organisierte Abschiebung ist nicht ohne Kooperation mit dem islamistischen Regime der Taliban 

möglich. 

 “Mit diesem Flug hat Deutschland die Kooperationen mit den Taliban salonfähig gemacht, 

einem menschenrechtsverachtenden Regime, das zuletzt Mädchen und Frauen  qua 

Gesetz aus dem öffentlichen Raum verbannt hat und Menschen willkürlich einsperrt, 

foltert und tötet”, betonen die Landesflüchtlingsräte. 

 Keine Straftat rechtfertigt in Deutschland das Abschieben von Menschen in Folter und 

unmenschliche Behandlung. Hierbei handelt es sich um einen klaren Völker- und EU-

Rechtsbruch sowie um eine unzulässige Doppelbestrafung. “Auch Straftäter*innen müssen in 

Deutschland nach rechtsstaatlichen Prinzipien behandelt werden. Das gehört zu den 

Grundfesten unseres demokratischen Systems”, mahnen die Landesflüchtlingsräte. 

Dieser Flug ist ein Dammbruch in der deutschen Außenpolitik, trägt zur Legitimation des Kabuler 

Unrechtsregimes bei und macht alle Beteuerungen der Bundesaußenministerin, nicht mit den 

Taliban zu kooperieren, zur Farce.  

 

Die Landesflüchtlingsräte fordern: Keine Abschiebungen nach Afghanistan! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

 


